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 M anche Kritiker/innen unterstellen der Postwachstumsdebatte, sie sei 
anfällig oder offen für eine Vereinnah-
mung oder Unterwanderung durch na-
tionalistische und völkisch-rassistische 
Kräfte. Das scheint zunächst auch nicht 
ganz abwegig, weil beides Reaktionen auf 
die gleiche verunsichernde Weltlage sind 
und beides mit Kritik am globalisierten 
Kapitalismus einhergeht. Auch wenn sol-
che pauschalen Unterstellungen auf un-
zulässigen Vereinfachungen beruhen, 
sind Befürworter/innen von Postwachs-
tum und Degrowth gut beraten sich zu 
fragen, wo ihre Argumente mögliche An-
knüpfungspunkte für eine solche Verein-
nahmung bieten und was sie tun können, 
um diese unmöglich zu machen.
Rechtspopulismus und 
Wachstum
Besondere Aufmerksamkeit erhält 
derzeit wegen seiner politischen Erfolge 
der Rechtspopulismus. Als politische 
Strategie beruht dieser auf der Behaup-
tung, man stehe für das „wahre Volk“, 
das von anderen Parteien nicht mehr 
angemessen vertreten werde, und greift 
verbreitete, oft widersprüchliche alltägli-
che Denkmuster und Vorurteile auf, um 
Wahlerfolge zu erzielen.
Mit Wachstumskritik können Kräfte, 
die einer solchen politischen Logik fol-
gen, meist überhaupt nichts anfangen, 
weil Wachstum für das „gesunde Volks-
empfinden“, an dem sie sich ausrichten, 
ein unhinterfragt positiver Wert ist. Ty-
pisch ist eine Äußerung der Spitzenkan-
didatin der Alternative für Deutschland 
(AfD), Alice Weidel, vom 1. 6. 2017:
„Schäuble und Merkel stellen sich 
gerne als Wachstumsgeneratoren, Ex-
portweltmeister und Arbeitsplatzbe-
schaffer dar. […] Angesichts [ihrer] politi-
schen Fehlleistungen ist es eine Narren-
posse, wenn sich Schäuble und Merkel 
des wirtschaftlichen Aufschwungs brüs-
ten und Schäuble gar behauptet, er 
stünde für Wachstum.“
Kräfte wie die AfD leben also nicht 
zuletzt davon, dass sie der Mehrheit 
„Wachstum“, sprich weiter steigenden 
Wohlstand, versprechen. Deshalb ist es 
derzeit kaum denkbar, dass sie sich der 
Wachstumskritik zuwenden könnten.
Völkischer Rassismus: 
Wachstumskritik von rechts
Eine solche populistische Politik muss 
aber unterschieden werden von offen völ-
kisch-rassistischen und neonationalsozi-
alistischen Ideologien. Deren Ziele sind 
weit weniger beliebig. All ihre Spielarten 
beruhen auf der Behauptung  einer „na-
turgegebenen“ Ungleichwertigkeit von 
Menschen, und sie gehen auf bestimm - 
 te historische Traditionslinien zurück. 
Neben dem Nationalsozialismus und an - 
 deren faschistischen Bewegungen zählt 
hierzu auch die Strömung der sogenann-
ten „Konservativen Revolution“ in der 
Zwischenkriegszeit. Auf letztere berufen 
 sich Autor/innen und Gruppierungen 
der „Neuen Rechten“ wie der Verleger 
Götz Kubitschek und die betont jugend-
lich-popkulturell auftretende „Identitäre 
Bewegung“. Die „Neue Rechte“ steht für 
den Versuch einer „intellektuellen“ Neu-
begründung völkischen Denkens. In Ab-
grenzung vom biologistischen Rassis-
mus des Nationalsozialismus vertritt sie 
die bis in die politische Mitte hinein ver-
breitete Vorstellung, dass Ungleichheiten 
zwischen Menschen wegen ihrer Zuge-
hörigkeit zu historisch gewachsenen Kul-
turen berechtigt und eine Vermischung 
dieser Kulturen schädlich sei. Die damit 
verbundene Vorstellung des „Ethnoplura - 
 lismus“ besagt, dass alle „Völker“ ihr 
Existenzrecht hätten, solange sie da blie-
ben, wo sie hingehörten. Auch die „Neue 
Rechte“ teilt aber den Kernglaubenssatz 
des völkischen Rassismus, dass es ver-
schiedene Menschentypen gebe, die un-
terschiedlich und ungleich seien und es 
zwingend bleiben müssten. Damit ein-
her geht immer die Berufung auf „Iden-
tität“ und „das Eigene“, das zu  schützen 
und zu erhalten sei. Im Kern ist völ-
kisch-rassistisches Denken stets anti-ega-
litär, anti-universalistisch und anti-indivi-
dualistisch. Wachstum wird von diesen 
Ideologien kritisch gesehen, weil es als 
Begleiterscheinung der Globalisierung 
und der Zunahme der Weltbevölkerung 
eine Bedrohung für die eigene ethnische 
Reinheit und nationale Identität darstelle.
Nun finden sich aber auch in popu-
listischen Gruppierungen nicht wenige 
Einzelpersonen oder ganze Strömungen, 
die einer völkisch-rassistischen Ideolo-
gie anhängen und die Orientierung am 
schnellen Wahlerfolg eher aus macht-
taktischen Gründen mittragen. Das be-
kannteste Beispiel in der AfD ist der 
thüringische Landesvorsitzende Björn 
Höcke, der seine Vorstellungen einer 
völkischen Wende mit expliziter Wachs-
tumskritik verbindet. 2014 sagte er auf ei-
ner Feier der AfD-Jugend:
„Ich meine, dass wir Mitte des 21. Jahr-
hunderts an die Grenzen der Tragfähig-
keit unseres Planeten angelangt sein 
werden. […] Wir müssen überlegen, wie 
eine Postwachstumsökonomie aussieht. 
[…] Wir müssen eine Art von Wirtschaft 
entwickeln, die Ökologie und Ökonomie 
miteinander versöhnt, und das geht nur, 
wenn wir diese Art von Kapitalismus 
überwinden.“
Wird der Postwachstumsansatz von rechts vereinnahmt?
Natürliche Feinde oder heimliche 
Verbündete?
Immer wieder wird behauptet, die Postwachstumsdebatte 
sei  anschlussfähig gegenüber völkischem Denken oder  anfällig 
für eine Unterwanderung von rechts. Welche Argumente 
 werden dabei vereinnahmt und wie kann Wachstumskritik 
 unabhängig  bleiben? Von Dennis Eversberg
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Im Kern richtet sich diese Kritik aber 
nicht auf die Steigerungs- und Expansi-
onszwänge des kapitalistischen Wettbe-
werbsprinzips, sondern auf den Zins:
„Die gegenwärtige Krise ist definitiv 
keine […] der Marktwirtschaft, sondern 
eine […] des zinsbasierten Kapitalismus. 
Wenn es […] nicht bald gelingt, ein Geld-
system zu erschaffen, das nicht darauf 
angewiesen ist, ein ewiges Wachstum in 
einer endlichen Welt zu generieren, wird 
die letzte Hoffnung auf eine Selbstregu-
lation von Mensch und Natur aufgege-
ben werden müssen.“ (Leserbrief an die 
Junge Freiheit 2008)
Damit stellt er sich in eine lange Tra-
dition rechter „Kapitalismuskritik“, die 
das Problem nicht in Wettbewerb und 
Profit, sondern in antisemitisch aufgela-
dener Weise im „parasitären“ Wesen des 
verzinslichen Kredits ausmachen.
Höcke ist aber nicht der einzige am 
rechten Rand, der sich wachstumskriti-
scher Argumente bedient. Auch der fran-
zösische neurechte Vordenker Alain de 
Benoist sorgte 2009 mit einem Buch für 
Aufsehen, in dem er sich wachstumskri-
tische Forderungen wie Serge Latouches 
 Ruf nach einer „Dekolonialisierung des 
Vorstellungsraums“ zu eigen machte. 
Und auch die neurechte Szene in 
Deutschland interessiert sich für Wachs-
tumskritik. So veröffentlichte Felix Men-
zel, Stammautor des von Götz Kubitschek 
herausgegebenen Debattenblatts „Sezes-
sion“ und selbsterklärter intellek tueller 
Kopf der „Identitären Bewegung“, im 
Blog der „Sezession“ eine elfteilige Reihe 
zur Wachstumskritik, in der er diverse 
Bücher (auch links verorteter Autor/in-
nen) diskutiert und gestützt auf deren Ar-
gumente eine rechte Postwachstumsvi-
sion ausformuliert. Kernpunkt bei ihm 
ist, neben der wie bei Höcke zentralen 
Zinskritik, das Bevölkerungswachstum 
im globalen Süden, in dem Menzel eine 
Bedrohung für die europäischen Gesell-
schaften sieht. Um dieser zu begegnen, 
müsse in erster Linie Migration verhin-
dert werden – ganz im Sinne des ethno-
pluralistischen Dogmas, dass alle bleiben 
sollen, wo sie „hingehören“. Dagegen 
fordert er eine Abkehr von der Globali-
sierung und eine Rückbesinnung auf das 
„Eigene“, „Ursprüngliche“ und „Gewach-
sene“ nationaler und regionaler Kulturen. 
Hier, so behauptet Menzel, sei man sich 
mit linken Kritiker/innen von Wachstum 
und Globalisierung einig:
„Einwanderungs-, Globalisierungs- 
und Wachstumskritik gehören heute zu-
sammen und müssen eine Metaideolo-
gie angreifen, der sowohl Unternehmen 
als auch Staaten gehorchen. Diese Meta-
ideologie fordert grenzenlose Flexibilität 
und will uns beweisen, dass ein beschei-
denes Leben auf der Basis des gesunden 
Menschenverstandes nicht mehr mög-
lich sein soll.“
Dahinter steht eine dichotome Sicht 
der weltpolitischen Situation, derzufolge 
sich zwei große Lager gegenüberstün-
den: Einerseits (Neo-)Liberale und glo-
balistische Linke mit ihrer Wachstums- 
und Flexibilitätsideologie, und anderer-
seits jene, die zurück wollen zu einem 
bescheiden-„vernünftigen“ Leben ohne 
Wachstum, Globalisierung und Einwan-
derung. Hiermit verbindet sich für ihn 
aber untrennbar die völkische Ideologie, 
derzufolge die gegen das Globale in Stel-
lung gebrachten kleineren Gemeinschaf-
ten zwingend durch gemeinsame Ab-
stammung und Kultur, also ethnisch-na-
tional, bestimmt sein müssten und sich 
nicht vermischen dürften.
Wie unvereinnahmbar 
bleiben?
Was also macht eine Postwachstums-
position aus, die gegen solche Vereinnah-
mungsversuche gefeit ist? Wenn sie sich 
in erster Linie als ökologische und gegen 
Phänomene sozialer Beschleunigung 
und Entfremdung gerichtete Bewegung 
versteht, läuft Wachstumskritik leicht 
Gefahr, in die Falle von Menzels falscher 
Dichotomie zu tappen und sich den fal-
schen „Verbündeten“ zuzuwenden. Eine 
Position wie die vieler Degrowth-Befür-
worter/innen dagegen, die sich als Teil 
einer globalen Gerechtigkeitsbewegung 
begreifen und die Aufhebung wirtschaft-
licher Steigerungszwänge als Vorausset-
zung ökologischer und sozialer Gleich-
heit aller Menschen verstehen, ist da-
gegen immun. Statt aus der Kritik des 
ökonomistischen Universalismus des 
Kapitals den falschen Schluss der Hin-
wendung zu essentialistischen, im Er-
gebnis rassistischen Vorstellungen „na-
türlicher Gemeinschaften“ zu ziehen, 
verortet sie sich in einem dritten Lager, 
dem eines auf der Forderung nach glei-
chen Rechten und Möglichkeiten für Alle 
beruhenden global-solidarischen Univer-
salismus. Wenn sich der Protest gegen 
ökologische Zerstörung und ökonomis-
tische Vereinseitigung menschlicher Be-
ziehungen aus dieser Gleichheitsforde-
rung ergibt, folgt daraus auch eine Kritik 
an der globalen Ungerechtigkeit der „im-
perialen Lebensweise“ (Brand/Wissen 
2017) und der Abschottungspolitik kapi-
talistischer Zentren, eine Parteinahme 
gegen rassistische Anti-Einwanderungs-
bewegungen und ein Beharren auf der 
Universalität der Menschenrechte – also 
das glatte Gegenteil des völkisch-rassis-
tischen Denkens.
Besonders stark in Gefahr einer Ver-
einnahmung sind dagegen Formen der 
Wachstumskritik, die in erster Linie Zins, 
Geldsystem oder Überbevölkerung für 
globale Probleme verantwortlich machen 
 und die Lösung im Zurück zu einem 
angeblich besseren, nachhaltigeren Zu-
stand „ursprünglicher“ Gemeinschaften 
ausmachen. Das heißt nicht, dass Geld-
kritik, Gemeinschaft oder die Anzahl der 
Menschen auf der Welt in der Postwachs-
tumsdebatte Tabuthemen sein sollten – 
wohl aber, dass diese Fragen im Kontext 
eines Selbstverständnisses als globaler 
Gerechtigkeitsbewegung anders, vorsich-
tiger und weniger zentral zu stellen wä-
ren, als das heute mitunter der Fall ist.
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